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Am 10.10.2016 erreichte uns ein Brief der Gewerkschaft der 
Privatangestellten, unterzeichnet von Frau Birgit Thalham-

mer, BdA Präsidentin* und Herrn Georg Grundei diplômé, 
WB Sekretär GPA-djp. Dieser sorgte nicht nur bei mir für Kopf- 
schütteln. 
Bereits der Empfänger war falsch, war der Brief doch an die 
AK-Niederösterreich gerichtet (siehe Faksimile). Das ist zwar nur 
ein kleiner Fehler, zeigt aber schon in der ersten Zeile die Ten-
denz auf. Bereits wenige Zeilen danach werden die Fehler größer, 
explodieren geradezu. 
Es wurde behauptet, dass unser Angebot, einen Mindestgehalt 
von 1.500 Euro einzuführen, mit einer Reduzierung der Gehalts-
entwicklung (um bis zu 27 %), Verzicht auf den höheren Teilzeit-
teiler (mit einer Wertigkeit von 8,3 %) und einer Flexibilisierung 
der Arbeitszeit aller Beschäftigten keine in irgendeiner Form aus-
gleichende Verbesserung für die Angestellten darstellt. 
In einem einzigen Satz ist gleich mehreres falsch. Ich möchte mir 
daher die Freiheit herausnehmen, diesen Brief zu kommentieren 
und richtig zu stellen. Lesen Sie einfach parallel im nebenstehen-
den Faksimile!

Tatsache ist:
1. Mit der neuen Gehaltstabelle verdienen alle ab dem 11. Berufs-
jahr mehr als nach der alten Gehaltstabelle im 15. Berufsjahr. 
Vielleicht ist aber gemeint, würden wir die neue Gehaltstabelle 
bis zum 15. Berufsjahr „verlängern“, würden die Angestellten 
dann theoretisch 27 % mehr Mindestgehalt haben. Wir könnten 
die Tabelle theoretisch auch bis zum 30. Berufsjahr verlängern, 
dann wären die hypothetischen Einbußen wahrscheinlich bei 80 
oder noch mehr Prozent gelegen.
Der Teilzeitteiler von 160 existiert zwar in unserem derzeit gülti-
gen Kollektivvertrag, wird auch von nahezu allen Lohnverrech-
nungen so umgesetzt, ist aber mathematischer Schwachsinn. Ich 
kann mir nur vorstellen, dass unsere Vorgänger bei der Umstel-
lung vom Wochenlohn auf den Monatslohn der Einfachheit 
halber - allerdings grundfalsch - das Monat mit 4 Wochen ange-
nommen haben. 
Ich werde versuchen, hier die Berechnungen so einfach wie nur 
irgendwie möglich zu erklären: Ausgangsbasis sind die KV Gehäl-
ter, die einen Monatslohn darstellen. Wie also würde man den 
Teilzeitteiler mathematisch korrekt berechnen? Eigentlich sollte 
das Ergebnis sein: Wer die Hälfte arbeitet, bekommt die Hälfte 
des Gehalts. Dem ist nicht so, wenn es nach der Mathematik 
der Gewerkschaft geht. Hier wird das Monatsgehalt der Vollbe-
schäftigten durch nur 160 (entspricht der Arbeitsleistung von 
40 Stunden mal 4 Wochen) geteilt, obwohl 1 Monat im Jahres-

durchschnitt 4,33 Wochen hat. Tatsächlich hat ein Monat aber 
nicht 160, sondern 173,2 Arbeitsstunden (52 Wochen durch 12 
Monate mal 40 Stunden ergibt eben 173,2). Die Korrektur dieses 
wirtschaftsmathematischen Fehlers wird als Entgegenkommen 
bezeichnet und gleich mit 8,3 % (richtiger 8,25 %) bewertet. Das 
Zustandekommen dieses Teilers hat bei einer mit mir befreun-
deten Juristin und Wirtschaftsmathematikerin für Staunen und 
Kopfschütteln gesorgt. Ob ein grober mathematischer Fehler 
vor einem ordentlichen österreichischen Gericht hält, entzieht 
sich meiner Kenntnis. Diese Beurteilung zu erzwingen, ist für 
die gesamte NÖ Ärzteschaft ziemlich risikolos, da nach unseren 
Informationen sowieso alle oder nahezu alle Lohnverrechnun-
gen diesen falschen Teiler zu Gunsten der Angestellten und zum 
Nachteil der Arbeit gebenden Ärzte einsetzen. Allerdings würde 
endlich Klarheit geschaffen, ein für alle Mal. 

2. Die Flexibilisierung der Arbeitszeit bringt nicht, wie fälschlich 
behauptet, einzig und alleine dem Arbeitgeber einen Vorteil, 
gerade die Angestellten können durchaus davon profitieren. Ich 
beschäftige im meiner Ordination acht Mitarbeiterinnen, die 
an vier Tagen teils vormittags, teils nachmittags arbeiten. Immer 
wieder besteht der Wunsch, die Arbeitszeit zu blocken, also an 
2 Tagen je 10 Stunden zu arbeiten und dann 5 oder noch mehr 
Tage frei zu haben, sei es für einen Kurzurlaub, sei es für andere 
private Unternehmungen. Dies verhindert unser derzeitiger KV 
zu Ungunsten der von der Gewerkschaft vertretenen Arbeitneh-
mer. In unserem Vorschlag steht eindeutig „kann zulassen“ (also 
einvernehmlich), dass... Hierbei wurde auch festgelegt, dass die 
wöchentliche Arbeitszeit 48 Stunden nicht überschreiten darf, 
und es wird ein Durchrechnungszeitraum von 6 Monaten vor-
geschlagen. Das heißt nichts Anderes, als dass in 6 Monaten im 
Durchschnitt maximal 40 Stunden pro Woche – oder bei Teil-
zeit eben aliquot weniger – gearbeitet werden darf. Dies wurde 
von der GPA-djp zumindest nach außen als Forderung einer 
48-Stunden-Woche verkauft.

3. Die GPA-djp verlangt, dass die Arbeitszeitflexibilisierung bun-
desweit besprochen gehört, und erklärte dazu ihre Bereitschaft. 
Dieses ergebnisoffene Gespräch ist nicht einmal terminisiert, 
kann also auch im Jahre Schnee stattfinden. Ziel ist es laut GPA-
djp, ein maßgeschneidertes System für die Branche der Arztan-
gestellten zu kreieren. Hier meint also die GPA-djp, dass die 
Flexibilität dann gut ist, wenn diese von der Gewerkschaft vor-
geschlagen wird, die identen Änderungswünsche der Ärzteschaft 
aber schlecht und verwerflich sind.

Kollektivvertrag
Fordert die Ärztekammer wirklich die unbezahlte 48-Stunden-Woche für ihre 

Angestellten, will sie gar die Leibeigenschaft wiedereinführen?
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4. Die GPA-djp betont, kein Partner zu 
sein, sondern ein Gegner, wenn es darum 
geht, Angestellte zu übervorteilen oder 
ihnen ihre Ansprüche vorzuenthalten. 
Warum sie dann bei den Abschlüssen in 
2 von 3 Bundesländern auf die 80 oder 
85 % der „Istlohnbezieher“ vergessen und 
diese übervorteilt hat, ist nicht nachvoll-
ziehbar, wurde doch auf die Erhöhung der 
tatsächlichen Gehälter unserer hervorra-
gend arbeitenden Teammitglieder verzich-
tet, und diese dem Ziel von 1.500 Euro 
Mindestlohn geopfert. Hier erweist sich 
die GPA-djp als wahrer Gegner der von 
ihr „vertretenen“ Angestellten und über-
vorteilt diese.

5. Zum Schluss etwas Positives: Die Unter-
schriften e.h. sind fehlerfrei.

Eigentlich war mit diesem Brief für mich 
der Höhepunkt erreicht, doch ich sollte 
mich irren. Zeitgleich erreichte uns die 
neueste Ausgabe der Zeitung „Am Puls, 
Zeitschrift für Gesundheits- und Sozial-
betreuungsberufe herausgegeben von der 
AK NÖ und dem ÖGB“. noe.arbeiter-
kammer.at - Service - Zeitschriften und 
Studien - Am Puls 3/2016
War der Brief zwar grundfalsch, aber 
zumindest nicht bösartig, so geht der erwähnte Artikel über 
eine Kriegserklärung weit hinaus. Mit schlichten Unwahrheiten, 
Verdrehungen und Polemik wird versucht, unsere Angestellten 
gegen uns aufzubringen. Da wird schlicht behauptet, die Ärzte-
kammer fordere eine zuschlagsfreie 48-Stunden-Woche. Gerade, 
dass nicht behauptet wird, wir wollen die Leibeigenschaft wie-
dereinführen. 
Schweren Herzens und nach langer Diskussion einigten wir uns 
intern auf den Mindestgehalt von 1.500.- Euro, wohl wissend, 
dass die Forderung nach 1.700.- Euro bereits im Raum steht, wie 
uns Herr Grundei diplômé im Vorfeld mitteilte. Begleitet wurde 
dies von einer zusätzlichen Plakataktion! Schauen wir uns also 
die Entwicklung der Mindestgehälter im ersten Berufsjahr an 
und halten uns vor Augen, dass nach den Gehaltstabellen der 
GÖD das Anfangsgehalt für einen „L3 Lehrer“ in NÖ 1.618,80 
Euro Brutto beträgt. 

Die Erhöhung der Mindestlöhne (BG 1 – 1. Berufsjahr) in NÖ:
2007: € 865,- + € 93,- Zulage = € 958,-
2008: € 1.000,- + € 98,- Zulage = € 1.098,-
2009: € 1.000,- + € 98,- Zulage = € 1.098,-
2010: € 1.009,- + € 98,- Zulage = € 1.107,-
In den Jahren 2011 und 2012 gab es keinen Abschluss.
2013: € 1.091,- + € 98,- Zulage = € 1.189,-
2014: € 1.135,- + € 103,- Zulage = € 1.238,-
2015: € 1.190,- + € 110,- Zulage = € 1.300,-

Das heißt, dass das Anfangsgehalt für Angestellte ohne berufs-
spezifische Ausbildung im ersten Berufsjahr seit 2007 bereits 
jetzt um 35,7 % gestiegen ist. 
Der Verbraucherpreisindex (Basis 2005) stieg zum Vergleich laut 
Statistik Austria von 2006 bis 2015 lediglich um 19,4 %.
Trotzdem war das Verhandlungsteam, dessen Leiter nicht ich, 
sondern VP Dr. Baumgartner war (aber so kleine Fehler im Text 
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gehen in großen Unwahrheiten unter), 
bereit, den Mindestgehalt zu akzeptieren, 
unter der Bedingung, dass die GPA-djp 
einer von Angestellten und Arbeitgebern 
gewünschten Arbeitszeitflexibilisierung 
zustimmt, nicht als MUSS sondern als KANN. Wortwörtlich 
heißt es im bereits im Vorfeld übermittelten Entwurf: „…der 
Dienstvertrag kann zulassen...“ Es würde lediglich die Möglich-
keit einer freiwilligen und einvernehmlichen Flexibilisierung, die 
es übrigens sogar im Kollektivvertrag der nicht gerade schüch-
tern verhandelnden Metaller gibt, geschaffen. 

Dazu erreichte mich vor einigen Tagen der Brief einer Angestell-
ten eines Kollegen, denen ich Ihnen nicht vorenthalten will, 
zeigt er doch überdeutlich, was unsere Angestellten wünschen.

Lieber Chef!
Da ich nun auch aus familiären (und nicht aus finanziellen) Gründen 
geringfügig nebenbei arbeite und dadurch ein anderes Betriebsklima 
kennen gelernt habe, muss ich dir sagen: Du hast ein Spitzenteam!
Es ist in unserem Team egal, welche Position/Arbeitsfeld jemand ein-
nimmt, jeder hilft jedem, wenn es nötig ist. Falls eine Mitarbeiterin 
krank ist, oder auch einmal ein paar Freistunden braucht, ist es nie ein 
Problem, dass eine andere dafür einspringt. 
Ich empfinde die Zusammenarbeit und den Zusammenhalt in unserer 
Ordination sehr unkompliziert und großartig. Gerade auch deshalb, 
weil ich es in jüngster Vergangenheit auch anderes kennen gelernt habe.
Zu guter Letzt ist der reibungslose Ablauf in unserer Ordination auch 
dir, als Chef, zu verdanken, weil du uns diese Flexibilität in unserer 
Arbeitsweise ermöglichst.
Ein Lob an dich und unser Team!
Liebe Grüße 
N.N.

So also denken unsere Angestellten. 

Für mich am Bemerkenswertesten ist jedoch das Zitat von Herrn 
Grundei diplômé, ich werde es wörtlich wiedergeben: 
„Die Arztassistentinnen geben oft unter widrigen Bedingungen und er-
heblichem Stress mit viel Empathie und Fleiß ihr Bestes. Sie verdienen 
einen guten Kollektivvertragsabschluss für alle Angestellten.“
Dem kann und möchte ich nichts hinzufügen.

Offen allerdings bleibt die Frage, warum Herr Grundei diplômé 
den Großteil der von ihm vertretenen Arztassistentinnen am 
Thron seiner Eitelkeit opfert. In zwei von drei Bundesländern, 

mit denen er den Mindestlohn ausverhandelt hat, wurde der „Ist 
Lohn“ nicht erhöht. Auch in NÖ gab es eigentlich kaum Forde-
rungen um den „Ist Lohn“, den immerhin weit über 80 % der 
Angestellten beziehen, einzig um die 1.500.- Euro Mindestlohn 
bereits im ersten Berufsjahr durchzusetzen.
Offen muss auch bleiben, warum die Gewerkschaft die Wün-
sche nach flexibler Freizeitgestaltung der von ihr vertretenen 
Dienstnehmer beharrlich ignoriert. 
Der Versuch, das Betriebsklima in unseren Praxen nachhaltig zu 
zerstören, ist der ruhmlose Höhepunkt des Artikels. 
Die Kurienversammlung hat daher am 12.10.2016 auf meinen 
Antrag einstimmig beschlossen, die Forderungen der Gewerk-
schaft abzulehnen und betroffene Kollegen bei einem eventuel-
len Rechtsstreit mit der GPA-djp zu unterstützen.

Wir sind gerne bereit, die Gespräche mit der GPA-djp fortzuset-
zen, aber dazu müsste sich die Gewerkschaft bewegen, in Rich-
tung Zukunft und nicht zurück ins 19. Jahrhundert.

DR. MAX WUDY
Kurienobmann-Stellvertreter der niedergelassenen Ärzte

*BdA ist der Berufsverband der ArztassisentInnen, ein gemeinnütziger Verein. Frau 
Präsidentin Thalhammer ist übrigens in der Steiermark beheimatet. 
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Wenn Sie, so wie ich der Meinung sind, dass eine gerech-
te Lohnerhöhung trotz massiver Störaktionen der Gewerk-
schaft Ihren Mitarbeitern zusteht, dann bestehen Sie auf ei-
ne sogenannte „Aufsaugungsklausel“. Hiermit ist gemeint, 
dass jede bereits erfolgte Lohnerhöhung mit der vielleicht 
doch noch kommenden kollektivvertraglich vereinbarten 
Erhöhung gegengerechnet wird. Sie erhöhen daher nur ein-
mal die Löhne. 

Formulierungsvorschlag:
„Zwischen den Vertragsparteien wird ausdrücklich ver-
einbart, dass die mit [Datum] wirksam werdende freiwilli-
ge Gehaltserhöhung auf die nächste kollektivvertragliche 
Ist-Gehaltserhöhung voll angerechnet wird." (vgl. Bernhard 
Geiger, Vorwegnahme kollektivvertraglicher Ist-Gehaltser-
höhungen, taxlex 2013, 72 (76)) 


